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Vorwort

e-Government – der Weg ist länger als gedacht

Noch vor wenigen Jahren waren die Prognosen für die Durchsetzung elektroni-
scher Dienste, ob im Wirtschafts- oder im Behördenverkehr, euphorisch. Mit der
Initiative „Bund-online 2005“ der Bundesregierung sollten alle onlinefähigen
Dienstleistungen deutschlandweit auf der Verwaltungsebene tatsächlich realisiert
werden können; ähnliche Aussagen gab es auch in den Bundesländern. Doch die
tatsächliche Entwicklung ist anders verlaufen; die interaktive Nutzung elektroni-
scher Medien ist – abgesehen von spezifischen Ausnahmen wie dem Auktions-
portal e-bay – weit verhaltener erfolgt; dies gilt insbesondere für den öffentlichen
Sektor. Noch immer zählt der Formularserver zu den wenigen nutzbaren Ange-
boten.

Das hat sehr vielfältige Ursachen, sie reichen von der mangelnden Akzeptanz
bei den Nutzern bis zu wirtschaftlichen Bedenken auf der Verwaltungsseite, die
sich nicht zuletzt auf spektakuläre, teure Fehlinvestitionen Dritter gründen. Zu-
dem ist es bisher nicht gelungen, medienbruchfreie Prozesse in größerem Umfang
zu gestalten, die das Potenzial von e-Government erst richtig ausschöpfen kön-
nen. Im Vergleich zu anderen Ländern befindet sich Deutschland deshalb in
Sachen e-Government eher im unteren Mittelfeld. Dabei ist den Verantwortlichen
sehr wohl bewusst, dass ein Ausbau der online-Dienste und die damit erhoffte
Rationalisierung aus fiskalischen Gründen aber auch vor dem Hintergrund der
demographischen Entwicklung und dem für die öffentliche Verwaltung zur Ver-
fügung stehenden Arbeitskräftepotenzial unumgänglich sind.

Mit dem vorliegenden Sammelband wollen die Herausgeber eine nüchterne
Bestandsaufnahme des Erreichten liefern, zugleich aber auch die wesentlichen
Rahmenbedingungen für den erfolgreichen Ausbau des e-Government aufzeigen.
Dabei ist – wie eine Studie der Europäischen Union aus dem Jahre 2004 zeigt1 –
die Bereitschaft der Privaten, online-Dienste der öffentlichen Verwaltung zu nut-
zen, durchaus gegeben. Sie finden vor allem dann Akzeptanz, wenn sie erkennbar
zu Zeit- und/oder Kostenersparnissen führen. Darüber hinaus müssen sie aber
zugleich einfach zu finden und zu bedienen sein.

Gelingt dies, ist e-Government ein wichtiger Beitrag zum Anspruch einer
„good governance“. Zu Beginn des Bandes widmen sich Margrit Seckelmann,
Willi Landsberg und Arne Franz dieser Thematik. Staatliche Leistungen stehen
grundsätzlich im Dienste des Bürgers, das gilt auch für das e-Government. Inso-

1 Die Studie ist veröffentlicht unter www.europa.eu.int/egovernment_research.
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fern muss die öffentliche Verwaltung ihre Position im Informationszeitalter be-
stimmen. Dazu ist es selbstverständlich auch erforderlich, dass sie die Ziele defi-
niert, die sie mit dem e-Government erreichen will. Dabei wird aber auch
deutlich, dass e-Government mehr ist als nur ein neuer Kommunikationsweg, der
die herkömmlichen Kommunikationswege ergänzt, aber nicht aufhebt. E-govern-
ment hat Einfluss auf die gesamte Tätigkeit und alle Prozesse in der Verwaltung.
Damit werden gleichzeitig einige grundlegende Fakten, aber auch Visionen für
das e-Government präsentiert.

Dazu zählt auch die Umsetzung eines einheitlichen Systems von e-Govern-
ment in einem föderalen Staatswesen, die naturgemäß besonders schwierig ist.
Zwar hat der Bund mit seiner Initiative „Bund online“ wichtige Impulse gegeben,
die Abstimmung mit den Ländern, noch schwieriger aber mit den Kommunen er-
weist sich indessen als sehr langwierig und problematisch. Inzwischen ist die Er-
kenntnis gereift, dass der Nutzen von Online-Diensten erst dann gegeben ist,
wenn die Nutzer standardisierte Prozesse vorfinden, die sie gegenüber jeder Be-
hörde verwenden können. Deshalb hat Kooperation zwischen Staat und Kommu-
nen, aber auch unter den Kommunen selbst einen großen Stellenwert gewonnen.

Mit den „Bürgerdiensten Saar“ und dem Zusammenschluss von Land und
Kommunen im Zweckverband „ego-Saar“ stellt Willi Schmitt ein gelungenes Bei-
spiel staatlich-kommunaler Zusammenarbeit vor. Auch andere Bundesländer ha-
ben Kooperationsmodelle entwickelt, die zu einer besseren Integration der Pro-
zesse führen können. Gerade die für das e-Government notwendigen Basisdienste
(Verschlüsselung, Signatur, Zeitstempel, Postfach u.ä.) lassen sich sinnvoll nur für
einen großen Kreis von Verwaltungen wirtschaftlich vorhalten.

Insbesondere die kommunale Ebene hat mit dem Internet zunächst die Mög-
lichkeit gesehen, über individuell gestaltete Portale die Eigenpräsentation zu ver-
bessern. Das ist in vielen Fällen durchaus in bemerkenswerter Weise gelungen; die
interaktive Nutzung mit dem und für den Bürger steht demgegenüber allerdings
noch dahinter zurück. Der Beitrag von Ivo Geis zeigt aber auch die vielfältigen
Anforderungen und Problemstellungen von Namensrechten über die Verantwor-
tung für eigene, vor allem aber fremde Informationen bis zu Fragen des Daten-
schutzrechtes.

Der dritte Teil des Sammelbandes befasst sich mit den notwendigen Vorausset-
zungen für ein erfolgreiches e-Government. Damit es nicht nur ein (teurer) Son-
derweg bleibt sondern aus dem täglichen Leben nicht mehr wegzudenken ist, be-
darf es der Akzeptanz durch die Nutzer; der Beitrag von Andreas Mann
unterstreicht dies deutlich. Denn schließlich müssen auch sie bereit sein, die not-
wendige Infrastruktur, z.B. für die Signatur zu erwerben und vorzuhalten. Dazu
bedarf es u.U. eines spezifischen Akzeptanz-Marketings für das e-Government.

In dem Zusammenhang geht es nicht allein um die Sicherheitsbedenken son-
dern auch um die Bedienerfreundlichkeit. Der Begriff der Barrierefreiheit ist in-
soweit umfassend zu verstehen, als alle Nutzergruppen ohne Hürden online-
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Dienste in Anspruch nehmen können. Noch immer stehen große Bevölkerungs-
gruppen – sei es auf Grund tatsächlicher, sei es auf Grund nur empfundener Hin-
dernisse – der Nutzung elektronischer Dienstleistungen eher ratlos gegenüber.
Doch nur wenn jeder unproblematisch den Zugang finden und kann, wird die
Kommunikation zwischen Verwaltung, Bürgerschaft und Wirtschaft gut und er-
folgreich gelingen. Dabei macht Henrike Gappa in ihrem Beitrag deutlich, dass es
dazu in der Verwaltung sinnvollerweise eigener Richtlinien bedarf und zugleich
ein System der Überprüfung der Effektivität der getroffenen Maßnahmen einge-
richtet wird.

Ein wesentlicher Schlüssel für den Erfolg von e-Government ist in hohem
Maße die Fähigkeit, integrierte Prozessabläufe innerhalb der Verwaltung zu
gestalten, wie Jürgen Stember u.a. am Beispiel der Baugenehmigung darlegt. Da-
durch erst lassen sich wesentliche Rationalisierungsschritte realisieren. Angesichts
der Komplexität vieler Verwaltungen ist das ein schwieriges Unterfangen; oft
werden deshalb zunächst nur einzelne Prozesse entsprechend aufbereitet, wäh-
rend andere Teile der jeweiligen Verwaltung noch ganz herkömmlich fortgeführt
werden. Dabei erweist es sich als besonders anspruchsvoll, die Integration über
interne und externe Verwaltungsgrenzen hinaus zu führen Auch das mag ein
Grund dafür sein, warum das Tempo beim Ausbau von e-Government wesentlich
niedriger ist als früher erwartet.

Für die Nutzer, seien es die Bürger, die Wirtschaft oder andere Verwaltungen,
hat die Sicherheit im Netz einen enormen Stellenwert. Medienberichte über
„Phishing“, das Ausspähen von Unternehmensdaten oder die Ausforschung
persönlicher Nutzungsprofile haben die Öffentlichkeit in den letzten Jahren sen-
sibilisiert und verunsichert. Gerade die öffentliche Hand muss daher für das not-
wendige Vertrauen sorgen, dass die Nutzung von Online-Dienstleistungen abso-
lut gesichert erfolgen kann. Dabei geht es insbesondere um, wie Burckhard
Nedden ausführt, die Anforderungen des Datenschutzes; die Datenschutzbeauf-
tragten haben dazu in den letzten Jahren gefestigte Positionen erarbeitet. Mit
praktischen Beispielen zeigt der Beitrag, wie Zielkonflikte gelöst und daten-
schutzgerechte Anwendungen eingesetzt werden können.

e-Government ist nicht Selbstzweck; die damit verbundenen Kosten müssen
gerade in einer Zeit extrem angespannter öffentlicher Haushalte gegenüber dem
Steuerzahler gerechtfertigt werden. Dabei erweist es sich als schwierig, eine eini-
germaßen präzise Kosten-Nutzen-Kalkulation abzugeben; denn die positiven
Effekte des e-Government lassen sich – vor allem auch in zeitlicher Dimension –
weitaus weniger exakt beziffern als die Investitionen für den Aufbau der notwen-
digen Infrastruktur. In welcher Zeit sie sich amortisieren, hängt von sehr vielen
Unwägbarkeiten ab.

Dieser komplexen Problematik widmet sich Georg Westermann in seinem Bei-
trag. Er beschreibt die Instrumente des benchmarking und der Kosten-Nutzen-
Analyse als quantitativ orientierte Verfahren sowie die qualitativ ausgerichtete
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Nutzwertanalyse. Zu berücksichtigen ist in jedem Fall, dass auf lange Sicht
online-Dienste bisheriges Verwaltungshandeln nicht ersetzen, sondern zu den
klassischen Zugangswegen (Post, Telefon, persönliche Vorsprache) hinzutreten.
Rationalisierungseffekte im Sinne eines Stellenabbaus lassen sich daher kaum ver-
lässlich abschätzen.

Waren vor wenigen Jahren noch offene Rechtsfragen ein wichtiges Hindernis
für die Einführung von e-Government-Dienstleistungen, so kann inzwischen
festgestellt werden, dass ein fester Rechtsrahmen vorliegt, der allerdings gerade an
die öffentlichen Anbieter einige Anforderungen stellt. Insofern kann auf eine
Reihe von Lösungsansätzen verwiesen werden. Das gilt insbesondere für die
Nutzung elektronischer Dokumente im Rechtsverkehr. Arne Schlatmann und Ivo
Geis gehen auf diese Thematik ein und betonen in dem Zusammenhang die Be-
deutung der elektronischen Signatur. Dem Gesetzgeber ist immerhin zu attestie-
ren, dass er die notwendigen Rahmenbedingungen jedenfalls im Wesentlichen
sehr zügig geschaffen hat. Dabei zeigt sich allerdings in der Praxis, dass auch auf
Seiten der öffentlichen Hand über die rechtlichen Implikationen für das Angebot
von online-Dienstleistungen noch beträchtliche Unsicherheit herrscht. Das mag
auch daran liegen, dass es hierfür (noch) keine eingeübten Verwaltungsstrukturen
gibt.

Die dazu notwendigen Veränderungen in der Verwaltungsorganisation und in
den Prozessabläufen dürfen nicht unterschätzt werden. Sie erfordern nicht nur
eine entsprechende Ausrichtung der einzelnen Dienstleistungen selbst sondern
betreffen auch die Verwaltungsstrukturen und den Personaleinsatz. Prozessab-
läufe und -verantwortlichkeiten sind unter Berücksichtigung der technologischen
Erfordernisse ggf. neu zu gestalten. Insofern muss – wie Jens Kersten ausführt –
die gesamte Verwaltung auf den Weg „mitgenommen“ werden, wenn die Einfüh-
rung von e-Government überzeugend und erfolgreich sein soll. Gerade dieser As-
pekt ist in der früheren Diskussion möglicherweise erheblich unterschätzt wor-
den. Hierzu zählt auch die Einbindung der Personalvertretung, die nicht nur im
Hinblick auf die Auswirkungen auf die Beschäftigten gefragt ist. Auch für die
Kommunikation mit der Dienststelle, ja sogar innerhalb der Personalvertretung
selbst können elektronische Verfahren in Betracht kommen.

Die rechtlichen und technischen Rahmenbedingungen zur Anpassung von Ver-
waltungsdienstleistungen stellt Claudia Stapel-Schulz in den Mittelpunkt ihres
Beitrages. Beispielhaft geht sie auf den im Zusammenhang mit elektronischer
Kommunikation oft genannten Bereich des Melde- und Personenstandswesens
ein. Ein besonderes, weil rechtlich ausgesprochen reglementiertes Tätigkeitsgebiet
ist die elektronische Vergabe, die vereinzelt ebenfalls in der Praxis erprobt wor-
den ist. Bei den genannten Beispielen lassen sich die Vorteile im Verwaltungsab-
lauf zudem gut beschreiben.

Schließlich ist der Aspekt der IT-Sicherheit von größter Bedeutung. Denn nur
mit sicheren Systemen kann sich die Verwaltung der neuen Kommunikationsform
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wirklich öffnen. Dazu bedarf es, wie Andreas Lubnow und Hermann Strack dar-
legen, im Vorfeld genauer Planung der technischen und organisatorischen Umset-
zung. Beispielhaft wird auf den e-Government-Aktionsplan im Land Sachsen-
Anhalt verwiesen. In dem Zusammenhang spielt natürlich der OSCI-Standard
eine ganz wesentliche Rolle. Ergänzend bedarf es sicher auch der Information
nach außen, um allen Beteiligten deutlich zu machen, dass die nach dem Stand der
Technik möglichen Sicherungsmaßnahmen auch tatsächlich ergriffen werden.

Der Sammelband soll nicht nur einen Überblick über den Stand der Ent-
wicklung und wichtige Problemfelder geben. Er soll auch Mut machen, e-Go-
vernment als eine große Chance für die Zukunft zu begreifen. Die Herausgeber
sind davon überzeugt, dass online-Dienstleistungen einer Verwaltung in einigen
Jahren nicht mehr aus dem täglichen Leben hinwegzudenken sein werden. Sie
sind sich allerdings auch dessen bewusst, dass der Ausbau auch in Zukunft nur
schrittweise vorangehen wird. „Große Würfe“ dürften nicht zu erwarten sein.
Das Tempo lässt sich allerdings in dem Maße beschleunigen, wie es den öffent-
lichen Verwaltungen gelingt, stärker zu kooperieren und Netzwerke zu bilden,
um Kosten zu sparen. Insellösungen wie es sie noch immer gibt sind weder wirt-
schaftlich noch sachlich zu rechtfertigen. Das würde auch bei den Nutzern das
Vertrauen stärken, dass es die Verwaltungen mit dem e-Government auch wirk-
lich „ernst meinen“.

Braunschweig und Mainz im Mai 2006 Die Herausgeber
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